
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Ulrike Schielke-Ziesing, 
Jürgen Pohl, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/29056 –

Altersabsicherung und Rentenanwartschaften von sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in Deutschland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach Angabe der Bundesagentur für Arbeit lag im Jahr 2019 zu rund 
33,42 Millionen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten eine Angabe zum 
erzielten Entgelt vor (Bundestagsdrucksache 19/21374, Schriftliche Frage 59). 
Um nach 45 Jahren sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung eine Rente 
oberhalb des durchschnittlichen Bruttobedarfs in der Grundsicherung im Alter 
von 841 Euro (Stand: Dezember 2019) zu erreichen, war im Jahr 2019 ein ver-
sicherungspflichtiges Jahresentgelt von mindestens 23 886 Euro (Basis: vor-
läufiges Durchschnittsentgelt 2019) erforderlich (ebd.). Mehr als 9,7 Millio-
nen sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (rund 29 Prozent), bei denen ei-
ne Angabe zum Entgelt vorlag, erreichten nach Angabe der Bundesregierung 
das erforderliche Jahresentgelt nicht.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass aus der Höhe des sozialversiche-
rungspflichtigen Entgelts eines einzelnen Jahres nicht auf eine Erwerbskarriere 
und ebenso wenig auf die Einkommenssituation im Alter geschlossen werden 
kann. Die tatsächliche Höhe einer Rentenanwartschaft steht erst dann fest, 
wenn die Versicherungsbiografie vollständig abgeschlossen ist. Darüber hinaus 
ist festzuhalten, dass aus der Höhe einer Rentenanwartschaft in der gesetzlichen 
Rentenversicherung grundsätzlich nicht auf Bedürftigkeit in der Grundsiche-
rung im Alter geschlossen werden kann, da u. a. weitere Alterseinkommen und 
der Haushaltskontext nicht berücksichtigt sind.
In den nachstehenden Antworten, die auf Daten des Statistischen Bundesamtes 
und der Statistik der Deutschen Rentenversicherung basieren, erfolgt keine Ag-
gregation der einzelnen Bundesländer nach neuen und alten Bundesländern, da 
die Daten aus verschiedenen statistischen Quellen stammen, die eine unter-
schiedliche Praxis in Bezug auf die Zuordnung Berlins zu neuen und alten Bun-
desländern aufweisen.
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Soweit die Fragesteller Angaben für Staatsangehörige der „Top 8 Asylher-
kunftsländer“ erbitten, zählen hierzu entsprechend der Vorgabe bei der Antwort 
auf die Kleine Anfrage „Altersabsicherung von Schutzsuchenden“ (Bundes-
tagsdrucksache 19/9712) die Länder Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, 
Pakistan, Somalia und Syrien.
Als Grundlage für die Beantwortung der Fragen zum Jahresentgelt sowie zum 
Entgelt für eine Rente unterhalb dem Grundsicherungsniveau wurde das Merk-
mal „Entgelt“ aus der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit he-
rangezogen. Auswertungen liegen bis zum Jahr 2019 vor. Das im Rahmen der 
Entgeltstatistik abgebildete sozialversicherungspflichtige Bruttoarbeitsentgelt 
umfasst alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus der Hauptbeschäftigung 
bis zur sogenannten Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung. 
Auswertungen zu den Entgelten werden jeweils nur für Beschäftigte am 
31. Dezember eines Jahres durchgeführt. Die Angaben über das sozialversiche-
rungspflichtige Bruttoarbeitsentgelt beziehen sich immer auf einen spezifischen 
Beschäftigungszeitraum, der das gesamte Kalenderjahr, im Extremfall aber 
auch nur einen Tag umfassen kann. Um vergleichbare Angaben zu erhalten, 
werden die Entgeltangaben deshalb auf einen einheitlichen Zeitraum normiert. 
Ergebnisse zu den Bruttomonatsentgelten liegen klassiert in 50-Euro-Schritten 
vor. Aus den klassierten Daten kann approximativ der Median ermittelt werden. 
Die Auswertungen sind auf solche sozialversicherungspflichtig Vollzeitbe-
schäftigte eingeschränkt, die nicht in einem Ausbildungsverhältnis stehen und 
für die keine (gesetzlichen) Sonderregelungen gelten (Kurzbezeichnung: sozial-
versicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte der Kerngruppe). Auf diese Weise 
können Vergleiche durchgeführt werden, die in ihrer Aussagekraft nicht durch 
Unterschiede in der Ausgestaltung der Beschäftigungsverhältnisse beeinflusst 
sind.

 1. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015, 2018, 2019 sowie 2020 die jahresdurchschnittliche Anzahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sowie der ausschließlich 
geringfügig Beschäftigten (bitte getrennt nach insgesamt, alte Bundes-
länder, neue Bundesländer, Anforderungsniveau: Helfer, Fachkraft, Spe-
zialist, Experte, Geschlecht: Männer, Frauen, Staatsangehörigkeit: Deut-
sche, Ausländer, EU-Ausländer und Top-8-Asylherkunftsländer auswei-
sen)?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit waren im Juni 2020 
rund 33,32 Millionen Personen sozialversicherungspflichtig und 4,47 Millionen 
ausschließlich geringfügig beschäftigt. Weitere Ergebnisse nach der erfragten 
Differenzierung können der Tabelle 1 im Anhang entnommen werden. In der 
Beschäftigungsstatistik wird der Juni-Wert als Jahreswert ausgewiesen.

 2. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015, 2018, 2019 sowie 2020 das durchschnittliche versicherungs-
pflichtige Jahresentgelt der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
(bitte getrennt nach insgesamt, alte Bundesländer, neue Bundesländer, 
Anforderungsniveau: Helfer, Fachkraft, Spezialist, Experte, Geschlecht: 
Männer, Frauen, Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer, EU-Auslän-
der und Top-8-Asylherkunftsländer ausweisen)?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit betrug im Jahr 2019 
das mittlere Bruttomonatsentgelt (Median) der sozialversicherungspflichtig 
Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe 3 401 Euro. Weitere Ergebnisse nach der 
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erfragten Differenzierung können der Tabelle 2 im Anhang entnommen wer-
den.

 3. Welches versicherungspflichtige Jahresentgelt und wie viele Entgelt-
punkte waren nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015, 2018, 2019 sowie 2020 erforderlich, um nach 45 Jahren ver-
sicherungspflichtiger Beschäftigung eine Nettorente oberhalb der Grund-
sicherung im Alter außerhalb von Einrichtungen zu erhalten (bitte ge-
trennt nach insgesamt, alte Bundesländer und neue Bundesländer auswei-
sen)?

Die Ergebnisse basieren auf der Grundsicherungsstatistik des Statistischen 
Bundesamtes zum Bruttobedarf von Beziehenden von Grundsicherung im Alter 
außerhalb von Einrichtungen. Die sich daraus ergebenden rechnerischen durch-
schnittlichen versicherungspflichtigen Jahresentgelte sowie die entsprechenden 
Entgeltpunkte, um nach 45 Jahren eine Nettorente oberhalb der Grundsicherung 
im Alter zu erzielen, können der Tabelle 3 im Anhang entnommen werden.

 4. Wie viele sozialversicherungspflichtig Beschäftigte haben nach Kenntnis 
der Bundesregierung in den Jahren 2005, 2010, 2015, 2018, 2019 sowie 
2020 ein sozialversicherungspflichtiges Jahresentgelt erzielt, welches 
nicht ausreicht, um nach 45 Jahren versicherungspflichtiger Beschäfti-
gung eine Rente oberhalb der Grundsicherung im Alter (außerhalb von 
Einrichtungen) zu erreichen (bitte getrennt nach insgesamt, alte Bundes-
länder, neue Bundesländer, Anforderungsniveau: Helfer, Fachkraft, Spe-
zialist, Experte, Geschlecht: Männer, Frauen, Staatsangehörigkeit: Deut-
sche, Ausländer, EU-Ausländer und Top-8-Asylherkunftsländer auswei-
sen, und welchem Anteil entspricht dies jeweils bezogen auf alle sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten der vorstehend genannten Grup-
pen)?

 5. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015, 2018, 2019 sowie 2020 jeweils die Anzahl sowie der Anteil 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten aus den nachfolgend ge-
nannten systemrelevanten Berufsgruppen (Einstufung als systemrelevan-
te Berufsgruppe gemäß dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
Berlin; siehe https://www.diw.de/de/diw_01.c.792754.de/publikationen/d
iw_aktuell/2020_0048/systemrelevant__aber_dennoch_kaum_anerkann
t__entlohnung_unverzichtbarer_berufe_in_der_corona-krise_unterdurchs
chnittlich.html), die ein sozialversicherungspflichtiges Jahresentgelt er-
zielt haben, welches nicht ausreicht, um nach 45 Jahren versicherungs-
pflichtiger Beschäftigung eine Rente oberhalb der Grundsicherung im 
Alter (außerhalb von Einrichtungen) zu erreichen,

a) 343 – Versorgung und Entsorgung,

b) 433 – IT-Netzwerktechnik, IT-Koordination, IT-Administration und 
IT-Organisation,

c) 511 – Technischer Betrieb des Eisenbahn-, Luft- und Schiffsverkehrs,

d) 513 – Lagerwirtschaft, Post und Zustellung, Güterumschlag,

e) 515 – Überwachung und Steuerung des Verkehrsbetriebs,

f) 521 – Fahrzeugführung im Straßenverkehr,

g) 522 – Fahrzeugführung im Eisenbahnverkehr,

h) 531 – Objekt-, Personen-, Brandschutz, Arbeitssicherheit,

i) 532 – Polizeivollzugs- und Kriminaldienst, Gerichts- und Justizvoll-
zug,
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j) 533 – Gewerbe- und Gesundheitsaufsicht, Desinfektion,

k) 541 – Reinigung,

l) 623 – Verkauf von Lebensmitteln,

m) 624 – Verkauf von drogerie- und apothekenüblichen Waren, Sanitäts- 
und Medizinbedarf,

n) 732 – Verwaltung,

o) 811 – Arzt- und Praxishilfe,

p) 812 – Medizinisches Laboratorium,

q) 813 – Gesundheits- und Krankenpflege, Rettungsdienst und Geburts-
hilfe,

r) 814 – Human- und Zahnmedizin,

s) 818 – Pharmazie,

t) 821 – Altenpflege,

u) 831 – Erziehung, Sozialarbeit, Heilerziehungspflege?

In der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit werden Bruttomo-
natsentgelte abgebildet, während die Fragen sich hier auf das sozialversiche-
rungspflichtige Jahresentgelt beziehen, mit dem eine Nettorente oberhalb des 
Grundsicherungsbedarfs nach 45 Jahren erreicht wird. Daher werden hier die 
jeweiligen jährlichen Schwellenwerte durch zwölf geteilt. Die daraus resultie-
renden Werte entsprechen jedoch nicht den Klassengrenzen in der Entgeltstatis-
tik. Ausgewertet wurden daher die klassierten Daten bezogen auf die nächsthö-
here Klassengrenze und somit auf die Klassengrenze oberhalb des Schwellen-
wertes. Als Schwellenwerte wurden für alle Abgrenzungen die versicherungs-
pflichtigen Jahresentgelte zugrunde gelegt, mit welchen im jeweiligen Jahr 1/45 
der Entgeltpunkte erreicht werden, die nötig wären, um eine Nettorente in Höhe 
des durchschnittlichen bundeseinheitlichen Bruttobedarfs in der Grundsiche-
rung im Alter des gleichen Jahres zu erhalten. Für die Berechnung nach Regio-
nen wurde der bundesdurchschnittliche Bruttobedarf zu Grunde gelegt.
Zur Aussagekraft der Ergebnisse wird auf die Vorbemerkung der Bundesregie-
rung verwiesen.
Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit gab es im Jahr 2019 
rund 2,90 Millionen sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte der Kern-
gruppe mit einem Entgelt unterhalb des Schwellenwertes von monatlich 
2 000 Euro für eine Nettorente nach 45 Arbeitsjahren in Höhe des bundesein-
heitlichen Grundsicherungsniveaus.
Weitere Ergebnisse nach den erfragten Differenzierungen können den Tabellen 
4 und 5 im Anhang entnommen werden. Daten nach wirtschaftsfachlicher Glie-
derung und nach Anforderungsniveau auf Basis der Klassifikation der Berufe, 
Ausgabe 2010 (KldB 2010), liegen erst ab Dezember 2012 vor.

 6. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung der durchschnittliche 
Bruttobedarf von Empfängerinnen und Empfängern von Grundsicherung 
im Alter (außerhalb von Einrichtungen) in den Jahren 2005, 2010, 2015, 
2018, 2019, 2020, und wie hoch ist er aktuell (bitte getrennt nach insge-
samt, alte Bundesländer und neue Bundesländer ausweisen)?

Angaben des Statistischen Bundesamtes zum durchschnittlichen Bruttobedarf 
von Empfängerinnen und Empfängern von Grundsicherung im Alter können 
der Tabelle 6 im Anhang entnommen werden. Ergebnisse liegen bis zum Jahr 
2020 vor.
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 7. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2005, 2010, 2015, 2018, 2019 sowie 2020 Leistungen der Grund-
sicherung im Alter erhalten (bitte getrennt nach insgesamt, alte Bundes-
länder, neue Bundesländer, Geschlecht: Männer, Frauen, Staatsangehö-
rigkeit: Deutsche, Ausländer, EU-Ausländer und Top-8-Asylherkunfts-
länder ausweisen)?

Auswertungen des Statistischen Bundesamtes zur Anzahl der Personen, die 
Leistungen der Grundsicherung im Alter nach dem 4. Kapitel des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB XII) bezogen haben, können den Tabellen 7 bis 12 
im Anhang entnommen werden. Daten zu den Empfängerinnen und Empfän-
gern von Grundsicherung im Alter nach einzelnen Staatsangehörigkeiten liegen 
erst ab dem Jahr 2015 vor. Bis zum Jahr 2014 erfolgte keine statistische Erfas-
sung der einzelnen Staatsangehörigkeiten.

 8. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2005, 2010, 2015, 2018, 2019 sowie 2020 einen Rentenzahlbetrag 
erhalten, der unterhalb des Bruttobedarfs von Empfängerinnen und Emp-
fängern von Grundsicherung im Alter (außerhalb von Einrichtungen) lag 
(bitte getrennt nach insgesamt, alte Bundesländer, neue Bundesländer, 
Geschlecht: Männer, Frauen, Staatsangehörigkeit: Deutsche, Ausländer, 
EU-Ausländer und Top-8-Asylherkunftsländer ausweisen, und welchem 
Anteil entspricht dies jeweils bezogen auf alle Rentenempfänger der vor-
stehend genannten Gruppen)?

Ergebnisse basierend auf der Rentenbestandsstatistik der Deutschen Rentenver-
sicherung können der Tabelle 13 im Anhang entnommen werden. Da die Daten 
in der Statistik aggregiert vorliegen, ist eine Abgrenzung nur in 50-Euro-
Schritten möglich. Hilfsweise wird daher bei der Auswertung auf die nächsthö-
here Zahlbetragsklasse zurückgegriffen. Daten für die Rentenbestandsstatistik 
am 31. Dezember 2020 liegen noch nicht vor.
Die relativ hohen Anteile beinhalten unter anderem auch Kleinst-Renten auf-
grund von kurzen Beitragszeiten von Personen, bei denen diese Renten für die 
Alterssicherung nur eine geringe Rolle spielen, weil andere Alterseinkommen 
vorhanden sind. Entsprechend liefert die Rentenhöhe für sich genommen nur 
eingeschränkt Hinweise auf die Einkommenssituation im Alter.

 9. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2005, 
2010, 2015 bis 2020 jeweils das durchschnittliche versicherungspflichti-
ge Jahresentgelt von Personen mit einer Staatsangehörigkeit aus den fol-
genden Ländern:

a) Nigeria,

b) Iran,

c) Somalia,

d) Eritrea,

e) Pakistan,

f) Irak,

g) Afghanistan,

h) Syrien?

Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit zu den mittleren Bruttomo-
natsentgelten sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigter der erfragten 
Staatsangehörigkeiten können der Tabelle 14 im Anhang entnommen werden.
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10. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die zu erwartende Al-
tersrente der in Frage 9 (Buchstaben a bis h) jeweils genannten Personen, 
wenn das letzte verfügbare durchschnittliche versicherungspflichtige Jah-
resentgelt zugrunde gelegt wird und dieses Jahresentgelt gleichbleibend 
über 45 Jahre erzielt wird (rechnerische Rentenanwartschaft nach 45 Jah-
ren gleichbleibender Entgeltposition)?

Ergebnisse basierend auf der Statistik der Deutschen Rentenversicherung zu er-
warteten Altersrenten können nachfolgender Tabelle A entnommen werden. 
Diese wurden unter Berücksichtigung des vorläufigen Durchschnittsentgeltes 
2021 der Anlage 1 zum Sechsten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) und dem 
aktuellen Rentenwert nach § 68 SGB VI ermittelt. Zur Interpretation wird auf 
die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

11. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung das durchschnittliche 
Lebensalter der in Frage 9 (Buchstaben a bis h) jeweils genannten Perso-
nen, die sich im Bestand der Deutschen Rentenversicherung befinden?

Ergebnisse basierend auf der Statistik der Deutschen Rentenversicherung zur 
Anzahl sowie zum Durchschnittsalter der versicherungspflichtig Beschäftigten 
im Versichertenbestand am 31. Dezember 2019 können nachfolgender Tabel-
le B entnommen werden.
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